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1. Präambel

Die Wirtschafts- und Forschungsstrategie „#upperVISION2030“ und die Stra-
tegie „KMU und Familienunternehmen Oberösterreich 2030“ stellen die Basis
für die gegenständliche Förderungsrichtlinie dar. Diese Strategieprogramme
zielen insbesondere darauf ab, die Wettbewerbsfähigkeit der oberösterreichi-
schen Wirtschaft zu verbessern. Die gegenständliche Richtlinie soll zur Errei-
chung dieser Ziele einen Beitrag leisten.

Die gegenständliche Förderungsrichtlinie regelt insbesondere die EU-
beihilferechtlich konforme Vergabe von Landesförderungen des Forschungs-
und/oder Wirtschaftsressorts des Landes Oberösterreich.

In dem/den auf Grundlage dieser Förderungsrichtlinie abgeleiteten spezifi-
schen Programmdokument(en) werden die thematischen und inhaltlichen
Schwerpunktsetzungen detailliert dargestellt. Ein Antrag auf Förderung ist
ausschließlich auf Basis dieser spezifischen Programmdokumente möglich.

2. Rechtsgrundlagen

2.1. Nationale- und EU-Rechtsgrundlagen
Sowohl die nationalen Grundlagen (Punkt 2.1.1. - Allgemeine Förderungs-
richtlinien des Landes Oberösterreich i.d.j.g.F.) als auch die EU-rechtlichen
Grundlagen (Punkt 2.1.2. - De-minimis-Beihilfen-Verordnung und Allge-
meine Gruppenfreistellungsverordnung i.d.j.g.F.) gelten bei der Gewährung
einer Förderung auf Basis der gegenständlichen Förderungsrichtlinie. Ein
subjektiver Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Förderung bzw. Ge-
währung einer Förderung in einer bestimmten Höhe besteht nicht.

2.1.1.  Nationale Rechtsgrundlagen
Folgende nationale Rechtsgrundlagen gelten in folgender Hierarchie (von
der höchsten Hierarchiestufe zur niedrigsten Hierarchiestufe) subsidiär zur
gegenständlichen Richtlinie:
· Erlassene(s) Programmdokument(e) auf Basis der gegenständlichen

Richtlinie;
· Allgemeine Förderungsrichtlinien des Landes Oberösterreich in der

jeweils aktuell geltenden Fassung.
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2.1.2. EU-Rechtsgrundlagen
Die EU-Rechtsgrundlagen der gegenständlichen Förderungsrichtlinie sind
die u.a. Verordnungen der Europäischen Kommission in der jeweils gelten-
den Fassung.

· Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 DER KOMMISSION vom
18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertra-
ges über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-
Beihilfen (De-minimis-Beihilfen-Verordnung).1

· Verordnung (EU) Nr. 651/2014 DER KOMMISSION  vom 17.6.2014
zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Allgemei-
ne Gruppenfreistellungsverordnung).2

Der Geltungsbereich bezieht sich insbesondere auf den unten ange-
führten Artikel.

- Artikel 25 – Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungs-
                   vorhaben.

Neben dem materiell rechtlich relevanten Artikel der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung sind die allgemeinen Bestimmun-
gen der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung verbindlich
anzuwenden, insbesondere:
- Artikel 1 Absatz 4 lit a, wonach festgelegt wird, dass einem

Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund ei-
nes früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der
Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, keine Einzelbeihilfen ge-
währt werden dürfen.

- Artikel 1 Absatz 4 lit c, wonach ausdrücklich festgelegt wird, dass
keine Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten vergeben
werden dürfen (Sonderregelung: EU-Verordnung 2017/1084
DER KOMMISSION vom 14. Juli 2017 und EU-Verordnung
2020/972 DER KOMMISSION vom 2. Juli 2020).

- Artikel 1 Absatz 5 lit a, wonach verlangt werden kann, dass die
Gewährung einer Beihilfe davon abhängig ist, dass die Beihilfe-
empfängerin/der Beihilfeempfänger zum Zeitpunkt der Auszah-

1 ABl. L 352 vom 24.12.2013.
2 ABl. L 187 vom 26.06.2014.
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lung der Beihilfe eine Betriebsstätte oder Niederlassung in dem
die Beihilfe gewährenden Mitgliedstaat hat.

- Artikel 6, wonach der Anreizeffekt zu prüfen ist. Der Beihilfeemp-
fänger darf mit dem Vorhaben erst beginnen, nachdem der
schriftliche Beihilfeantrag im betreffenden Mitgliedsstaat gestellt
wurde. Gemäß Art 2, RN 23 gilt als „Projektbeginn“, die erste
rechtsverbindliche Bestellung, die eine Investition/ein Vorhaben
unumkehrbar macht.

- Artikel 8, wonach die Kumulierungsvorschriften verbindlich ein-
zuhalten sind.

- Artikel 9, wonach Veröffentlichungspflichten für Einzelbeihilfen
vorgesehen sind.

3. Zielsetzungen

3.1. Regelungsziele
Ziel der gegenständlichen Förderungsrichtlinie ist eine transparente und
EU beihilferechtskonforme Vergabe von Förderungen durch das Land
Oberösterreich.

3.2. Strategieziele
Die forschungs- und wirtschaftspolitischen Strategien und Zielsetzungen
des Landes Oberösterreich werden insbesondere in der Wirtschafts- und
Forschungsstrategie „#upperVISION2030“ festgelegt. Diese Wirtschafts-
und Forschungsstrategie stellt insbesondere die Grundlage zur Ableitung
von Zielsetzungen in dem/den zu erstellenden Programmdokument(en)
dar.

4. Dokumentenhierarchie

Die vorliegende Förderungsrichtlinie stellt die Grundlage zur Ableitung eines
Programmdokuments bzw. mehrerer Programmdokumente dar, auf deren Ba-
sis die Landesförderungen des Wirtschafts- und/oder des Forschungsressorts
des Landes Oberösterreich vergeben werden.
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4.1. Programmdokument(e)
Das Forschungs- und/oder Wirtschaftsressort des Landes Oberösterreich
erstellt ein bzw. mehrere Programmdokument(e), in welchen die spezifi-
schen Förderschwerpunkte und Modalitäten für die Gewährung und Ab-
wicklung von Förderungen gemäß der vorliegenden Förderungsrichtlinie
detailliert dargestellt sind.

4.1.1. Mindestinhalt des/der Programmdokumente(s)
Das/Die Programmdokument(e) hat/haben jedenfalls folgenden Inhalt zu
enthalten:

- Ziele des/der Programmdokumente(s);
- Persönliche Voraussetzungen;
- Sachliche Voraussetzungen;
- Förderbare Vorhaben/Kosten;
- Förderungshöhe;
- Antragstellung und Verfahren;
- Laufzeit des Programmes.

4.1.2. Genehmigung der/des Programmdokumente(s)
Die Genehmigung der/des Programmdokumente(s) obliegt dem für Wirt-
schafts- und/oder Forschungsangelegenheit(en) zuständigen Referenten in
der Oö. Landesregierung.

5. Persönliche Voraussetzungen

5.1. Persönliche Voraussetzungen
FörderungswerberInnen können physische und juristische Personen sowie
sonstige Gesellschaften des bürgerlichen Rechts und des Unternehmens-
rechts sein, die sich in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen befinden.

5.2. Einschränkungen der Persönlichen Voraussetzungen
Die Berechtigung zur Antragstellung kann für FörderungswerberInnen in
den spezifischen Programmdokumenten aus förderungspolitischen Grün-
den eingeschränkt werden.
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6. Sachliche Voraussetzungen

6.1. Sachliche Voraussetzungen
Für das Vorhaben ist eine schlüssige Projektbeschreibung (inkl. Kosten-,
Finanzierungs- und Zeitplan) vorzulegen, die belegt, dass die Finanzierung
des Vorhabens gesichert ist und einen nachhaltigen Unternehmenserfolg
verspricht. Im Bedarfsfall kann die Förderstelle zusätzlich ein schlüssiges
Unternehmenskonzept anfordern.

6.2. Einschränkungen der Sachlichen Voraussetzungen
Die Berechtigung zur Antragstellung kann für FörderungswerberInnen in
den spezifischen Programmdokumenten aus förderungspolitischen Grün-
den eingeschränkt werden.

7. Förderbare Vorhaben

Förderbare Vorhaben auf Basis dieser Förderrichtlinie sind  Vorhaben, die zur
Stärkung des Wirtschafts- und/oder Forschungsstandortes Oberösterreich so-
wie zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der oberösterreichischen Wirt-
schaft beitragen.

8. Förderbare Kosten

Förderbare Kosten sind sämtliche dem Projekt zurechenbaren Ausgaben bzw.
Aufwendungen, die für die Dauer von Projektbeginn bis Projektende des ge-
förderten Vorhabens entstanden sind. Die förderbaren und nicht förderbaren
Kosten können aus förderungspolitischen Gründen eingeschränkt werden.

9. Förderungsart

Die Förderung im Rahmen dieser Förderrichtlinie wird in Form von nicht
rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. Es kann jedoch zu einer Rückforderung
kommen, wenn auf Basis der geltenden Vorschriften (z.B. EU-Beihilfenrecht,
Nationale Vorschriften, Richtlinien, Programmdokumente) ein Rückforderungs-
tatbestand vorliegt.
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10. Antragstellung und Verfahren

10.1. Das Förderungsansuchen ist unter Verwendung eines dafür aufgelegten
Antragsformulars vor Beginn der Projektdurchführung beim

Amt der Oö. Landesregierung
Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche
und ländliche Entwicklung
Abteilung Wirtschaft und Forschung
Bahnhofplatz 1
4021 Linz
Tel: 0732-7720-15121
Fax: 0732-7720-211785
E-Mail: wi.post@ooe.gv.at
Internet: www.land-oberoesterreich.gv.at

einzureichen. Die dem Förderantrag anzuschließenden Unterlagen sind im
Antragsformular angeführt. Die Förderanträge sind gebührenfrei.

10.2. Sollte bei einem spezifischen Programmdokument der gegenständlichen
Förderungsrichtlinie die EU-Rechtsgrundlage die „Allgemeine Gruppen-
freistellungsverordnung“ sein, hat der Förderungsantrag, damit dieser För-
derungsantrag als fristwahrender Förderungsantrag für eine Beihilfe auf
Basis der „Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung“ anerkannt wer-
den kann, mindestens folgende Angaben zu enthalten:

· Name und Betriebsgröße des/der FörderungswerberIn;
· Ausführliche Beschreibung samt Angabe des Beginns und des Ab-

schlusses des Vorhabens;
· Standort des Vorhabens;
· Kosten des Vorhabens;
· Art (z.B. Zuschuss) und Höhe der für das Vorhaben benötigten öf-

fentlichen Finanzierung.

10.3. Der/die FörderungswerberIn wird schriftlich aufgefordert, die fehlenden Un-
terlagen innerhalb einer angemessenen Frist nachzureichen. Kommt diese
Ergänzung nicht fristgerecht zustande, so wird das unvollständige Ansu-
chen nach nochmals erfolgter Urgenz  grundsätzlich außer Evidenz ge-
nommen.
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10.4. Das Land Oberösterreich behält sich vor, die Prüfung der Förderungsan-
träge auf die Förderungswürdigkeit eines Vorhabens an abwickelnde Insti-
tutionen/Unternehmen, die nicht dem Amt der OÖ. Landesregierung zuzu-
rechnen sind, zu übertragen. Sollte ein andere Institution bzw. ein anderes
Unternehmen die Prüfung der Förderungsanträge vornehmen, gelten die
Verpflichtungen zur Erfüllung (z.B. Meldung über Änderung der Gesell-
schafterstruktur, usw.), die auf Basis der (des) spezifischen Programmdo-
kumente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie zwischen einer För-
derungsnehmerin und dem Förderungsgeber erwachsen, grundsätzlich
zwischen der Förderungsnehmerin und dem abwickelnden Unternehmen
bzw. der abwickelnden Institution und nicht zwischen der Förderungsneh-
merin und dem Land Oberösterreich.

Das Land Oberösterreich behält sich weiters vor, nach der Förderungsent-
scheidung der zuständigen Organe des Landes Oberösterreich die Über-
prüfung der Erfüllung aller mit der Förderungszusage verbundenen Aufla-
gen und Bedingungen, die Gestionierung des Förderungszuschusses so-
wie die Überprüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Förderungs-
mittel an eine außerhalb des Amtes der Oö. Landesregierung situierte In-
stitution bzw. situiertes Unternehmen (z.B. Business Upper Austria – OÖ.
Wirtschaftsagentur GmbH) zu übertragen.

Die abwickelnden Institutionen bzw. die abwickelnden Unternehmen sind
verpflichtet, die ihnen im Zuge der Förderungsabwicklung bekannt gewor-
denen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu wahren, die Bestimmungen
dieser Förderungsrichtlinie anzuwenden und einzuhalten und dem Land
Oberösterreich über die Ergebnisse dieser Aktion periodisch zu berichten.

Sofern das Land Oberösterreich nicht selber das gegenständliche Landes-
förderungsprogramm  zur Gänze abwickelt, wird die abwickelnde Institution
bzw. das abwickelnde Unternehmen auf der Landeshomepage veröffent-
licht und/oder auf dem Förderungsantragsformular angeführt.

10.5. Das Land Oberösterreich bzw. die abwickelnde Institution bzw. das abwi-
ckelnde Unternehmen trifft nach Prüfung des Förderungsansuchens eine
Entscheidung über die Genehmigung des Förderungsansuchens.
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Im Falle einer positiven Entscheidung über ein Förderungsansuchen erhält

der/die FörderungsnehmerIn eine Mitteilung über die Höhe der vorgesehe-
nen Förderung und alle mit der Förderungszusage bzw. Förderungsverein-
barung verbundenen Auflagen und Bedingungen (z.B. Vorlage von behörd-
lichen Genehmigungen). Das Land Oberösterreich und die abwickelnden
Institutionen bzw. die abwickelnden Unternehmen können jederzeit einsei-
tig, wenn nachträglich besondere Umstände eine Änderung der festgeleg-
ten Bedingungen und Auflagen es erfordern, neue oder zusätzliche Bedin-
gungen und Auflagen festlegen.

10.6. Nach Projektabschluss sind alle erforderlichen Unterlagen, einschließlich
der Endabrechnung entweder dem Land Oberösterreich vorzulegen oder
der abwickelnden Institution bzw. dem abwickelnden Unternehmen vorzu-
legen, welches vom Land Oberösterreich beauftragt/ermächtigt wurde/wird,
die Förderungsanträge auf Basis der (des) spezifischen Programmdoku-
mente(s) der gegenständliche Förderungsrichtlinie zu prüfen.

10.7. Die Auszahlung der Förderung erfolgt nach den Bedingungen und Aufla-
gen, die in einem Programmdokument, in der Förderungszusage oder in
einer Förderungsvereinbarung festgelegt werden sowie nach der Verfüg-
barkeit der Landesmittel. Aus budgetären Gründen kann die Auszahlung
der Förderung auch in Raten erfolgen. Aus budgetären Verzögerungen in
der Auszahlung können keine klagbaren Ansprüche abgeleitet werden.

10.8. Im Falle einer Ablehnung eines Förderungsansuchens wird der/die Förde-
rungswerberIn über die für diese Entscheidung maßgeblichen Gründe un-
ter Anführung der entsprechenden Bestimmungen schriftlich informiert.

11. Allgemeine Bestimmungen

11.1.     Der Geltungsbereich der (des) spezifischen Programmdokumente(s) der
gegenständliche Förderungsrichtlinie ist das Bundesland Oberösterreich.

11.2.      Bei der Gewährung einer „De-minimis-Beihilfe“ auf Basis der (des) spezifi-
schen Programmdokumente(s) ist folgende Regelung einzuhalten:

Ein Unternehmen (inkl. der „De-minimis-Beihilfe“ für das beantragte Vor-
haben) darf innerhalb eines Zeitraumes von drei Steuerjahren den Betrag
von 200.000,00 Euro (100.000,00 Euro im Bereich des Straßengüterver-
kehrs) an insgesamt erhaltenen „De-minimis-Beihilfen“ (inkl. verbundener
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Unternehmen im Sinne des Begriffes „einziges Unternehmen“ der „De-
minimis-Verordnung“) nicht überschreiten. Als 3-Jahres-Periode gelten je-
weils das aktuelle Steuerjahr und die zwei vorangegangenen Steuerjahre.

Der/die FörderungswerberIn ist für die rechtmäßige Inanspruchnahme
selbst verantwortlich und hat selbst eine Übersicht über die Förderflüsse zu
führen. Weiters sind die „De-minimis-Beihilfen“ bei weiteren Förderungsan-
suchen den jeweils befassten Förderungsstellen zu melden. Der/die Förde-
rungswerberIn bestätigt mit der Unterfertigung des Antragsformulars, dass
der/die FörderungswerberIn sämtliche Bestimmungen der „De-minimis-
Verordnung“ (z.B. Höchstgrenze der gewährten „De-minimis-Beihilfen“)
vollinhaltlich bekannt sind und die Gewährung einer „De-minimis-Beihilfe“
auf Basis der (des) spezifischen Programmdokumente(s) der gegenständ-
lichen Förderungsrichtlinie möglich ist. Darüber hinaus bestätigt der/die
FörderungswerberIn nach der Bewilligung der „De-minimis-Beihilfe“ auf
Basis der (des) spezifischen Programmdokumente(s) der gegenständli-
chen Förderungsrichtlinie noch einmal zu prüfen, ob bei der Gewährung
einer „De-minimis-Beihilfe“ auf Basis der (des) spezifischen Programmdo-
kumente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie sämtliche Bestim-
mungen der „De-minimis-Beihilfen-Verordnung“ (z.B. Höchstgrenze der
gewährten „De-minimis-Beihilfen“) eingehalten werden und verpflichtet
sich, umgehend Umstände, die darauf hinweisen, dass die „De-minimis-
Beihilfe“ zur Gänze oder teilweise unrechtmäßig gewährt wurde, dem Land
Oberösterreich bekannt zu geben oder dem abwickelnden Unternehmen
bekannt zu geben, welches vom Land Oberösterreich ermächtigt wur-
de/wird, Förderungsanträge auf Basis der (des) spezifischen Programmdo-
kumente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie zu prüfen. Bei einer
Gewährung einer „De-minimis-Beihilfe“ durch das Land Oberösterreich,
obwohl die Bestimmungen der „De-minimis-Beihilfen-Verordnung“ nicht
eingehalten werden, ist der/die FörderungswerberIn umgehend verpflichtet,
die „De-minimis-Beihilfe“ (inkl. Zinsen) zurückzuzahlen.

11.3. Eine Landesförderung auf Basis der (des) spezifischen Programmdoku-
mente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie ist subsidiär zu ande-
ren vergleichbaren EU-Förderungsprogrammen bzw. Bundesförderungs-
programmen. Wird auf Basis eines vergleichbaren EU-Förderungs-
programmes bzw. auf Basis eines vergleichbaren Bundesförderungspro-
grammes eine Beihilfe gewährt, ist eine weitere Landesförderung auf Basis
der (des) spezifischen Programmdokumente(s) der gegenständlichen För-
derungsrichtlinie ausgeschlossen.

11.4. Der/die FörderungswerberIn hat sämtliche Verpflichtungen, die sich aus
den Rechtsvorschriften (z.B. EU-Beihilfenrecht, nationalen Rechtsvorschrif-
ten) im Zusammenhang mit der Gewährung einer Landesförderung erge-
ben, einzuhalten. Darüber hinaus ist das Land Oberösterreich berechtigt,
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sämtliche Verpflichtungen/Maßnahmen (z.B. Veröffentlichungen, Meldun-
gen usw.), die sich aus den Rechtsvorschriften (z.B. EU-Beihilfenrecht, na-
tionalen Rechtsvorschriften) im Zusammenhang mit der Gewährung der
Landesförderung ergeben, durchzuführen.

11.5. Das Land Oberösterreich ist zum Zweck der Förderungsabwicklung be-
rechtigt, Daten, die im Zusammenhang mit dem beantragten Vorhaben
dem Land Oberösterreich bekannt gegeben werden, anderen Förderstellen
im erforderlichen Umfang (z.B. Sicherstellung der Einhaltung des EU-
Beihilfenrechts) weiterzugeben und von diesen Stellen Daten und Auskünf-
te über andere vom/von der FörderungswerberIn gestellte Förderungsan-
suchen einzuholen. Somit hat das Land Oberösterreich die Berechtigung
personenbezogene Daten, projektbezogene Daten, Förderungsbetrag, Un-
ternehmens-, Auszahlungs- und Genehmigungsdaten des beantragten
Vorhabens anderen Förderstellen weiterzugeben. Das Land Oberöster-
reich kann Daten und Auskünfte über den/die FörderungswerberIn, die für
die Förderungsabwicklung erforderlich sind, bei Dritten (z.B. Hausbank,
Kreditschutzverbände) einholen bzw. einholen lassen.

11.6. Der/die FörderungswerberIn ist verpflichtet, das geförderte Unternehmen
ab Projektende mindestens 3 Jahre (Großunternehmen – mindestens
5 Jahre) am Betriebsstandort in Oberösterreich entsprechend den Zielset-
zungen des Förderprogrammes zu führen. Eine anderweitige betriebliche
Ausrichtung ist nicht zulässig und hat die Rückforderung der gewährten
Förderungsmittel zur Folge.

11.7. Für eine Förderung anerkannt werden jene förderbaren Kosten, die in ei-
nem Zeitraum von max. 2 Jahren nach Einreichung des Förderungsansu-
chens entstehen. In begründeten Fällen kann die 2-Jahresfrist noch weiter
erstreckt werden.

11.8. Das Land Oberösterreich behält sich vor, eine Überprüfung der Verwen-
dung der Förderung und des geförderten Vorhabens durch seine Organe
bzw. Beauftragte vorzunehmen bzw. vornehmen zu lassen.
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Der/die FörderungswerberIn ist verpflichtet, alle Auskünfte zu erteilen, die
mit dem Vorhaben in Zusammenhang stehen, Einsicht in Bücher und Be-
lege sowie in sonstige zur Überprüfung des Förderungsvorhabens dienen-
de Unterlagen zu gestatten und eine Besichtigung an Ort und Stelle zuzu-
lassen.

Der/die FörderungswerberIn ist zudem verpflichtet, sämtliche Unterlagen in
Zusammenhang mit der Beihilfe (Förderung) mindestens 10 Jahre ab Ende
des Steuerjahres der Auszahlung (der letzten Rate) des Landesförde-
rungsbetrages sicher und geordnet aufzubewahren.

11.9. Der/die FörderungswerberIn hat wesentliche Änderungen (gesellschaftli-
cher Verhältnisse, Änderung von Name und Adresse, Änderung des Vor-
habens, Inanspruchnahme zusätzlicher Förderungsmittel) dem Land
Oberösterreich bzw. dem beauftragten Unternehmen, welches vom Land
Oberösterreich beauftragt wurde/wird, die Förderungsanträge auf Basis der
(des) spezifischen Programmdokumente(s) der gegenständlichen Förde-
rungsrichtlinie zu prüfen, unverzüglich und aus eigener Initiative schriftlich
anzuzeigen und dessen schriftliche Zustimmung einzuholen.

11.10. Soweit in dieser Förderungsrichtlinie bzw. auf Basis der (des) spezifischen
Programmdokumente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie nicht
spezielle Regelungen getroffen werden, gelten – einschließlich der Best-
immungen über die Rückzahlung einer Förderung – die „Allgemeinen För-
derungsrichtlinien des Landes Oberösterreich“ in der jeweils geltenden
Fassung (abrufbar auf der Homepage des Landes Oberösterreich). Die
Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Umfang und nach Maß-
gabe der Datenschutzinformation gemäß Anlage 2.

11.11. Die Rückzahlung bereits ausbezahlter Förderungsbeiträge ist in den All-
gemeinen Förderungsrichtlinien des Landes Oberösterreich (i.d.g.F) gere-
gelt.

11.12. Die Gewährung von Zuschüssen auf Basis der (des) spezifischen Pro-
grammdokumente(s) der gegenständlichen Förderungsrichtlinie erfolgt
nach Maßgabe der im jeweiligen Landesvoranschlag hiefür zur Verfügung
gestellten Mittel.

11.13. Ein Rechtsanspruch auf diese Förderung besteht nicht.
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12. Laufzeit der Förderungsrichtlinie

Die Richtlinie zum Technologiekooperationsförderungsprogramm des Landes
Oberösterreich tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft. Die Laufzeit der Richtlinie –
vorbehaltlich einer vorzeitigen Evaluierung – ist mit 31. Dezember 2023 be-
schränkt. Förderungsanträge auf Basis der (des) spezifischen Programmdo-
kumente(s) des gegenständlichen Programmes können somit alle ab 1. Jän-
ner 2022 bis einschließlich 31. Dezember 2023 – vorbehaltlich einer vorzeiti-
gen Evaluierung – vollständig und somit beurteilbar eingebrachte Förderungs-
anträge sein.

Markus Achleitner
Wirtschafts-Landesrat
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Anlage 2:

Datenschutzinformation

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)3, dem Datenschutzgesetz (DSG)4 sowie den jeweils einschlägi-
gen datenschutzrechtlichen Bestimmungen in Sondergesetzen. Verantwortliche im Sinne
des Art 4 Z 7 DSGVO ist das Land Oberösterreich (pA Amt der Oö. Landesregierung, Land-
hausplatz 1, 4021 Linz, post@ooe.gv.at). Datenschutzbeauftragte ist die KPMG Security
Services GmbH (DSBA-LandOOE@kpmg.at).

1. Die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zweck der Erledigung des Förderan-
suchens erfolgt auf Grundlage der Erfüllung (vor)vertraglicher Maßnahmen (Art. 6 Abs.
1 lit b DSGVO). Werden vom Förderwerber/von der Förderwerberin die vom Land
Oberösterreich zu diesem Zweck benötigten Daten nicht bereitgestellt, kann das Land
Oberösterreich keine Entscheidung über die Gewährung der Förderung treffen. Eine
automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling durch das Land Oberös-
terreich findet nicht statt.
Die Aufbewahrungsdauer dieser Daten ergibt sich zum einen aus speziellen gesetzli-
chen Bestimmungen bzw. aus den jeweiligen Skartierungsvorschiften. Die oö. Landes-
verwaltung hat gemäß § 3 Oö. Archivgesetz, LGBl. Nr. 83/2003 in der jeweils gelten-
den Fassung, alle Unterlagen, die sie nicht mehr ständig benötigt, nach Ablauf einer
durch die Organisationsvorschriften (Skartierungsvorschriften) festgelegten Frist oder
spätestens nach 30 Jahren dem Oö. Landesarchiv zur Übernahme (Prüfung der Ar-
chivwürdigkeit) anzubieten (Maximalfristen). Sofern die Daten in das Oö. Landesarchiv
übernommen werden, richtet sich die Aufbewahrungsdauer nach den archivgesetzli-
chen Bestimmungen.

2. Die im Förderansuchen enthaltenen und bei dessen Erledigung, sowie der Abwicklung
und Kontrolle der Förderung anfallenden und verarbeiteten personenbezogenen Daten
können gemäß den Bestimmungen der DSGVO an

· die zuständigen Organe des Bundes,

· die zuständigen Landesstellen,

· den Rechnungshof für Prüfungszwecke,

· den Oö. Landesrechnungshof für Prüfungszwecke,

· die Organe der EU für Kontrollzwecke,

· das beim Bundeskanzleramt eingerichtete Kontaktkomitee für die Koordinie-
rung der Finanzierungs- und Förderungseinrichtungen,

· andere Förderungsstellen auf Anfrage, insoweit dies für deren Koordinations-
aufgaben erforderlich ist, sowie an

· Dritte zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirtschaftlichen Analysen
und Berichte über die Auswirkung der Förderung unter Wahrung von Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen

übermittelt werden.

3 VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 27. April 2016
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) in der jeweils geltenden Fassung
4 Bundesgesetz zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Datenschutz-
gesetz – DSG), BGBl Nr. I 165/1999 in der jeweils geltenden Fassung.
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3. Name und Adresse der Förderungsempfängerinnen und Förderungsempfänger sowie
Zweck, Art und Höhe der Förderung werden ab einem Förderbetrag von 2.000 Euro,
sofern die Oö. Landesregierung nicht bestimmte Förderungsmaßnahmen davon aus-
nimmt, in Förderberichte aufgenommen und im Internet veröffentlicht. Das berechtigte
Interesse an der Veröffentlichung dieser Daten im Internetförderbericht liegt in der
transparenten Information der Öffentlichkeit und der Organe des Landes über die Ver-
wendung von Fördermitteln. Aus datenschutzrechtlicher Sicht beruht die Verarbeitung
dieser Daten damit auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO.

4. Name und Adresse der Förderungsempfängerinnen und Förderungsempfänger sowie
Branche, Art und Inhalt des Förderprojekts, Gesamt- und förderbare Projektkosten, Art
und Höhe der Förderung und die programmbezogenen Indikatoren können für eventu-
elle Berichte im Rahmen des EU-Wettbewerbsrechts an die Wettbewerbsbehörde, bei
EU-kofinanzierten Förderprojekten eventuell auch an die im Zusammenhang mit der
Begleitung der Zielprogramme bzw. der Gemeinschaftsinitiativen eingesetzten Begleit-
ausschüsse und an die zuständigen EU-Finanzkontrollinstitutionen für EU-
Strukturfondsmittel weiter gegeben werden. Diese Weitergabe ist zur Erfüllung rechtli-
cher Verpflichtungen erforderlich, denen das Land Oberösterreich unterliegt.

5. Gemäß § 8 Abs. 2 bis 4 des Oö. Landesrechnungshofgesetzes 2013, LGBl. Nr.
62/2013 in der jeweils geltenden Fassung, werden allfällige Prüfungsberichte des Lan-
desrechnungshofes den betreffenden Organen des Landes sowie der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gebracht. Gemäß § 15 Abs. 9 des Rechnungshofgesetzes 1948, BGBl. Nr.
144/1948 in der jeweils geltenden Fassung, werden allfällige Prüfungsberichte des
Rechnungshofes den betreffenden Organen des Landes sowie der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gebracht.

6. Das Land Oberösterreich hat Daten der Förderungsempfängerinnen und Förderungs-
empfänger im Umfang des § 25 Transparenzdatenbankgesetzes 2012 (TBDG 2012)5

an den Bundesminister bzw. die Bundesministerin für Finanzen als Verantwortlichen
bzw. Verantwortliche der nach TDBG 2012 eingerichteten Transparenzdatenbank zu
übermitteln. Die Daten von natürlichen Personen werden dabei nicht mit Klarnamen,
sondern ausschließlich durch Verwendung des bereichsspezifischen Personenkenn-
zeichens (bPK) übermittelt und in der Transparenzdatenbank verarbeitet. Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung der Daten in der Transparenzdatenbank sind das TDBG 2012
und die dazu ergangenen Verordnungen, insbesondere die Transparenzdatenbank-
Leistungsangebotsverordnung; die Verarbeitung erfolgt zu den dort normierten Zwe-
cken. Die Datenschutzerklärung zur Transparenzdatenbank ist unter
https://transparenzportal.gv.at/tdb/tp/menu_datenschutzerklaerung abrufbar.

7. Nach den Art. 15 ff DSGVO besteht unter den jeweils dort geregelten Voraussetzungen
ein Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Wi-
derspruch sowie in bestimmten Fällen auf Datenübertragbarkeit.

8. Für allfällige Beschwerden ist die Österreichische Datenschutzbehörde (Barichgasse
40-42, 1030 Wien, dsb@dsb.gv.at) zuständig.

5 Bundesgesetz über eine Transparenzdatenbank (Transparenzdatenbankgesetz 2012 – TDBG 2012), BGBl Nr.
99/2012 in der jeweils geltenden Fassung.


